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Das Girokonto für alle kommt

Sarah Ryglewski, zuständige Berichterstatterin;
Jens Zimmermann, zuständiger Berichterstatter:

Der Deutsche Bundestag beschließt heute den Rechtsanspruch auf ein
Basiskonto für  alle.  Dieses Anliegen hat  die SPD-Bundestagsfraktion
lange verfolgt und jetzt mit dem Zahlungskontengesetz erreicht.

„Ohne Konto ist es nahezu unmöglich, einen Job zu bekommen, eine Wohnung
zu mieten oder eine Krankenversicherung abzuschließen – kurz: am
wirtschaftlichen und sozialen Leben teilzunehmen. Das Basiskonto wird daher
das Leben vieler Menschen entscheidend verbessern. Das heute im Bundestag
zu beschließende Basiskonto für alle ist für die potenziellen Nutzer praktikabel
und alltagstauglich. Es zeichnet sich insbesondere durch verständliche
Antragsformulare und angemessene, am Nutzerverhalten orientierte Entgelte
aus. So sollen etwa Kunden, die vorwiegend Filialgeschäfte tätigen, keine
überzogenen Gebühren zahlen. Das Basiskonto kann zudem direkt als
Pfändungsschutz-Konto eröffnet werden, damit stellen wir den Pfändungsschutz
sicher. Und wir schaffen endlich echten Wettbewerb auf dem Markt von
Girokonten für Privatkunden und stärken die Rechte aller Verbraucherinnen und
Verbraucher: Banken müssen künftig alle Gebühren auf den Tisch legen und ihre
Kunden unterstützen, wenn sie ihr Konto wechseln wollen. Durch zertifizierte
Vergleichswebsites bekommen Bankkundinnen und -kunden endlich die
Möglichkeit sich anhand klarer Kriterien für das für sie beste Konto zu
entscheiden.

Auch für Geflüchtete ist das Recht auf ein Konto ein wichtig, um am
gesellschaftlichen Leben teilzuhaben. Denn ein Bankkonto hilft nicht nur den
Geflüchteten selbst. Für die Behörden in den Kommunen ist es einfacher und
sicherer, wenn Auszahlungen über Konten ablaufen. Und auch der Bekämpfung
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von Geldwäsche ist es dienlich, wenn weniger Zahlungen bar abgewickelt
werden. So können Ermittlungsbehörden Verdachtsfälle besser nachverfolgen.

Wir erwarten, dass die hierfür nötige Identitätsprüfungsverordnung zeitnah vom
Innenministerium erlassen wird und alle Duldungsbescheinigungen sowie der
neue Ankunftsnachweis in die Verordnung mit aufgenommen werden.“
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